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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis 
- Baurechtsamt - 

 
 
 

Das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis erlässt gemäß §§ 47 Abs. 1 i.V.m. 3 Abs. 1 

Landesbauordnung (LBO) folgende Allgemeinverfügung: 

 

1. Die Treppen- und Balkonanlage in Form eines Stahlgerüstes in der Friedrichstraße 42 

in Meckesheim darf ausschließlich nacheinander von einzelnen Personen betreten 

werden, mit dem Zweck, die Wohneinheiten im Obergeschoss und Dachgeschoss zu 

erreichen und zu verlassen. Ein Verweilen ist auf der gesamten Konstruktion 

(einschließlich auf den Balkonen im Obergeschoss und Dachgeschoss) untersagt. Das 

Befördern schwerer Gegenstände, wie beispielsweise Möbel oder anderer 

Einrichtungsgegenstände, ist untersagt. 

 

2. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet. 

 

3. Diese Allgemeinverfügung gilt nach dem auf die ortsübliche Bekanntmachung 

folgenden Tag als bekannt gegeben und gilt bis zur Vorlage einer Bestätigung durch 

den beauftragten Prüfingenieur aus der hervorgeht, dass die Standsicherheit 

gewährleistet ist. 

 

 

Hinweis: 

Diese Allgemeinverfügung sowie ihre Begründung einschließlich der Begründung der 

Anordnung des Sofortvollzugs können beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Baurechtsamt 

(Zimmer 144), Kurfürstenanlage 38-40, 69115 Heidelberg während der Öffnungszeiten bis 

zum 31.03.2026 nach vorheriger Terminvereinbarung eingesehen werden.  

 



 
 

- 2 - 

 

Diese Allgemeinverfügung wird mit der öffentlichen Bekanntgabe auch auf der Homepage 

des Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis (www.rhein-neckar-kreis.de/bekanntmachung) 

zugänglich gemacht. 

 

 

B E G R Ü N D U N G: 

 

Zu Ziffer 1: 

Nach § 47 Abs. 1 Landesbauordnung (LBO) sind wir als Baurechtsbehörde verpflichtet darauf 

zu achten, dass die baurechtlichen Vorschriften sowie die anderen öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften über die Errichtung von Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 LBO 

eingehalten werden. Dafür haben wir diejenigen Maßnahmen zu treffen, die nach 

pflichtgemäßem Ermessen erforderlich sind.  

 

Baurechtliche Vorschriften sind beispielsweise alle Vorschriften der LBO. § 3 Abs. 1 LBO 

schreibt vor, dass bauliche Anlagen so zu errichten sind, dass die öffentliche Sicherheit oder 

Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit oder die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht 

bedroht werden und dass sie ihrem Zweck entsprechend ohne Missstände benutzbar sind. § 

13 Abs. 1 LBO schreibt vor, dass bauliche Anlagen sowohl im Ganzen als auch in ihren 

einzelnen Teilen sowie für sich allein standsicher sein müssen. 

 

Bei der Treppen- und Balkonanlage handelt es sich nach § 2 Abs. 1 LBO um eine bauliche 

Anlage. Bauliche Anlagen sind Anlagen, die unmittelbar mit dem Erdboden verbunden sind 

und aus Bauprodukten hergestellt werden. Dies trifft hierauf zweifelsfrei zu. Die Treppen- und 

Balkonanlage muss nach § 3 Abs. 1 LBO so errichtet werden, dass die öffentliche Sicherheit 

oder Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit oder die natürlichen Lebensgrundlagen, 

nicht bedroht werden und dass es ihrem Zweck entsprechend ohne Missstände benutzbar 

ist.  

 

Die bestehenden Mängel der Treppen- und Balkonanlage können den 

Bauüberwachungsprotokollen des Prüfingenieurs Nagel vom 11.02.2025 und 20.11.2025 

entnommen werden. Durch die dort beschriebenen Mängel wird die Verkehrssicherheit und 

damit die öffentliche Sicherheit bedroht. Die öffentliche Sicherheit beinhaltet unter anderem 

die Individualrechtsgüter sowie alle geschriebenen Rechtsnormen. Vorliegend sind 

http://www.rhein-neckar-kreis.de/bekanntmachung
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insbesondere die Individualrechtsgüter Recht auf Leben und Recht auf körperliche 

Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz (GG) bedroht.  

Für das Treffen der Maßnahmen unter der Ziffer 1 räumt uns § 47 Abs. 1 LBO Ermessen ein. 

Dieses haben wir gemäß § 40 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) entsprechend 

dem Zweck der Ermächtigung und unter Einhaltung der gesetzlichen Grenzen ausgeübt. 

Wichtigste gesetzliche Grenze ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

 

Eine Maßnahme ist verhältnismäßig, wenn sie dazu geeignet ist, den verfolgten Zweck zu 

fördern, erforderlich ist, d.h. kein milderes und gleichzeitig gleich geeignetes Mittel vorliegt 

und angemessen ist, also Ihre Nachteile nicht erkennbar außer Verhältnis zu den Vorteilen 

für die Allgemeinheit stehen.  

 

Die Anordnung der Ziffer 1 ist vorliegend verhältnismäßig.  

 

Der verfolgte Zweck liegt darin, Personenschäden zu verhindern, indem das Benutzen der 

Treppen- und Balkonanlage auf das Nötigste eingeschränkt wird. Dadurch soll das Leben 

und die körperliche Unversehrtheit aller Personen geschützt werden, die mit den Mängeln 

der Treppen- und Balkonanlage auf irgendeine Weise in Verbindung kommen könnten. Die 

Maßnahme ist geeignet, weil sie den verfolgten Zweck fördert. Sie ist auch erforderlich, weil 

kein milderes gleich geeignetes Mittel in Betracht kommt. Ein anderes mögliches Mittel wäre 

die vollständige Nutzungsuntersagung der Treppen- und Balkonanlage. Da hierfür noch keine 

Schlussabnahme stattgefunden hat, ist deren Nutzung ohnehin noch nicht freigegeben. Dies 

würde allerdings dazu führen, dass die Wohnungen im Obergeschoss und Dachgeschoss 

vorerst nicht mehr erreicht werden können. Insofern ist eine eingeschränkte 

Nutzungsuntersagung milder und zum aktuellen Zeitpunkt genauso zielführend. Laut 

Bauüberwachungsprotokoll des Prüfstatikers vom 20.11.2025 ist ein Einstürzen der Treppen- 

und Balkonanlage auszuschließen, sofern die Nutzung entsprechend eingeschränkt wird. 

Sollte der zuständige Prüfstatiker künftig Abweichendes feststellen, kann auch eine 

vollständige Nutzungsuntersagung erforderlich werden. Schließlich ist die Maßnahme auch 

angemessen, weil Ihre Nachteile nicht erkennbar außer Verhältnis zu den Vorteilen für die 

Allgemeinheit stehen. Ihr Nachteil besteht darin, dass Sie die Treppen- und Balkonanlage nur 

noch eingeschränkt nutzen können. Sie darf nur noch einzeln betreten werden, ein Verweilen 

ist nicht gestattet und schwere Gegenstände dürfen nicht transportiert werden. Der Vorteil 

der Allgemeinheit besteht im Schutz des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit. Durch 

die Mängel an der Treppen- und Balkonanlage können Personen zu Schaden kommen. Das 
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Leben und die körperliche Unversehrtheit von Menschen ist schwerer zu gewichten, als Ihre 

Nachteile durch die eingeschränkte Nutzung der Treppen- und Balkonanlage. Die Maßnahme 

dient Ihrem eigenen Schutz. 

 

Zu Ziffer 2: 

Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) können wir die sofortige 

Vollziehung der Maßnahme anordnen, wenn das besondere öffentliche Interesse an der 

sofortigen Durchführung der Maßnahme, Ihr Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines 

Rechtsbehelfs überwiegt. In diesem Fall würde eine Klage gegen die Allgemeinverfügung 

keine aufschiebende Wirkung entfalten. Das heißt, dass die Maßnahme trotz Klageerhebung 

befolgt werden muss.  

 

Vorliegend überwiegt das besondere öffentliche Interesse an der sofortigen Durchführung der 

Maßnahme, Ihr Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs.  

 

Das besondere öffentliche Interesse begründet sich darin, dass durch die Mängel an der 

Treppen- und Balkonanlage Leib und Leben von Menschen bedroht wird, sofern die Nutzung 

nicht im Rahmen des oben Beschriebenen stattfindet. Wir können nicht zulassen, dass 

Personen dieser Gefahr noch für die Dauer eines Klageverfahrens, was unter Umständen 

Monate oder sogar Jahre andauern kann, ausgesetzt sind. Es könnten sich jederzeit 

Menschen verletzen. Die Nutzung der Treppen- und Balkonanlage ist folglich umgehend 

einzuschränken. Ihr Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs 

begründet sich lediglich darin, dass Sie die Treppen- und Balkonanlage bis zu einer 

endgültigen gerichtlichen Entscheidung uneingeschränkt nutzen können. Die Vollzugsfolgen 

wären im Falle einer für Sie positiv ausfallenden gerichtlichen Entscheidung reversibel. Das 

heißt, Sie können die Treppen- und Balkonanlage zu einem späteren Zeitpunkt problemlos 

wieder uneingeschränkt nutzen, ohne dafür einen Aufwand zu betreiben. Die eingeschränkte 

Nutzung der Treppen- und Balkonanlage verursacht keinen unverhältnismäßig großen 

zeitlichen oder finanziellen Aufwand. Darüber hinaus wurde die Nutzung der Treppen- und 

Balkonanlage noch nicht freigegeben, sodass eine Nutzung ohnehin nicht stattfinden dürfte. 

 

Zu Ziffer 3: 

Nach § 41 Abs. 4 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) kann der auf die ortsübliche 

Bekanntmachung folgende Tag als Bekanntgabetag gewählt werden. 
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Die Allgemeinverfügung gilt bis zur Bestätigung durch den beauftragten Prüfingenieur, dass 

die Treppen- und Balkonanlage standsicher ist und wieder uneingeschränkt genutzt werden 

kann. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage vor 

dem Verwaltungsgericht Karlsruhe erhoben werden. 

 

 

Heidelberg, den 26.11.2025 

 

gez. R. Wolf 

Referatsleitung Baurechtsamt 
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